
Hinweise zur Anwendung des § 8a Abs. 5 SGB VIII

Ich weiß etwas, was Du nicht weißt?
„Zuständigkeit speziell für die 
Aufgabenwahrnehmung nach § 
8a SGB VIII hat der Gesetzgeber 
bewusst nicht vorgesehen, da 
die Wahrnehmung des Schut-
zauftrags integraler Bestandteil 
jeder Aufgabenwahrnehmung 
nach dem SGB VIII ist. Die Folge 
ist, dass das Bekanntwerden von 
gewichtigen Anhaltspunkten 
für eine Kindeswohlgefährdung 
– bei welchem Jugendamt auch 
immer - daher grundsätzlich 
eine Zuständigkeit des jewei-
ligen Jugendamtes zur Wah-
rnehmung des Schutzauftrags 
auslöst. Es kann dabei zu Situ-
ationen kommen, in denen meh-
rere Jugendämter im Rahmen 
ihrer Aufgabenwahrnehmung 
gleichzeitig zum Schutzauftrag 
verpflichtet sind1. Die feder-
führende Rolle liegt aufgrund 
der zentralen Funktion der Leis-
tungsgewährung grundsätzlich 
beim leistungszuständigen Ju-
gendamt.“2

Das nicht bzw. nichtmehr zustän-
dige Jugend-amt ist gemäß § 8a 
Abs. 5 SGB VIII (Schutzautrag bei 
Kindeswohlgefährdung)3 verpfli-
chtet, wenn ihm gewichtige An-
haltspunkte für die Gefährdung 
des Wohls eines Kindes oder 
eines*r Jugendlichen bekannt 
werden, dem für die Gewährung 
von Leistungen zuständigen örtli-
chen Jugendamt die Daten mitzu-
teilen, deren Kenntnis zur Wah-

rnehmung des Schutzauftrags 
bei Kindeswohlgefährdung nach 
§ 8a SGB VIIII erforderlich ist. 
Diese gesetzliche Regelung gilt 
seit 2012. Sie soll im Sinne eines 
ununterbrochenen Schutza-
uftrags verhindern, dass vorhan-
denes Wissen über kindeswohl-
gefährdende Situationen im 
Kontext wechselnder oder un-
geklärter Zuständigkeit verloren 
geht und deshalb ein rechtze-
itiges und angemessenes Tätigw-
erden zum Schutz von oder Hilfe 
zur Sicherung des Kindeswohls 
für Minderjähriger unterbleibt. 
Die Befugnis bzw. Verpflichtung 
zur Übermittlung der erforderli-
chen Daten ergibt sich aus § 64 
Abs. 2 SGB VIII (Datenübermit-
tlung und -nutzung: hier Sicher-
ung des Erfolgs bei der Erfüllung 
anderer Aufgaben)  i. V. m. § 69 
Abs. Nr. 1 und  2 SGB X (Übermit-
tlung für die Erfüllung sozialer 
Auf-gaben: hier zu Erfüllung an-
derer Aufgabe bzw. gerichtlicher 
Verfahren) und für besonders an-
vertraute Daten aus § 65 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 SGB VIII (Besonderer 
Vertrauensschutz in der persön-
lichen und erzieherischen Hilfe: 
hier bei Zuständigkeitswechsel).

Die Mitteilung soll im Rahmen 
eines (persönlichen) Gespräches 
zwischen den Fachkräften der 
beiden Jugendämter erfolgen. An 
diesem Gespräch sollen die Per-
sonensorgeberechtigten sowie 

das Kind oder der*die Jugendli-
che beteiligt werden, soweit hi-
erdurch der wirksame Schutz des 
Kindes oder des*der Jugend-li-
chen nicht in Frage gestellt wird. 
Da die Gründe für eine Nichtbe-
teiligung nach dem Gesetzestext 
als gewichtige Anhaltspunkte für 
eine (mögliche) Kindeswohlge-
fährdung anzusehen sind, sind 
diese zu dokumentieren und 
dem anderen Jugendamt eben-
falls mitzuteilen.

Aus § 8a Abs. 5 SGB VIII lässt 
sich also zweifelsfrei eine un-
mittelbare Mitteilungspflicht für 
das Jugendamt ableiten, dem 
gewichtige Anhaltspunkte für 
die Gefährdung des Wohls eines 
Kindes oder eines Jugendlichen 
bekannt werden, wenn sich das 
Kind zum Zeitpunkt der (mögli-
chen) Gefährdung nicht oder 
nicht mehr in dessen Zuständig-
keitsbereich aufhält. In diesem 
Sinne ist das Jugendamt recht-
lich gemäß § 8a SGB VIII i. V. m. 
§ 86d SGB VIII (Verpflichtung 
zum vorläufigen Tätig werden) 
bzw. § 87 SGB VIII (Zuständigkeit 
für vorläufige Maßnahmen zum 
Schutz von Kindern und Jugendli-
chen) örtlich nicht zuständig und 
somit nicht zum Tätigwerden ver-
pflichtet. 

In der Praxis der Jugendämter 
taucht jedoch immer wieder 
die Situation auf, dass ein Ju-
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gendamt eine Information über 
eine (mögliche) Kindewohlge-
fährdung erhält und die betrof-
fene Familie zunächst nicht 
bekannt ist, da sich diese in der 
Regel noch nicht lange im Zustän-
digkeitsbereich aufhält (u. a. Um-
zug, wechselnder Aufenthalt). 
Die eingehenden Informationen 
lassen zunächst vermuten, dass 
die darin enthaltenen Anhalt-
spunkte nicht eindeutig gewichtig 
sind und deshalb nicht immer ab-
schließend auf eine tatsächliche 
Kindeswohlgefährdung schließen 
lassen, aber ggf. bereits schon 
seit längerer Zeit gegeben sind.

Hier ergibt sich nun die Frage, 
ob eine Nachfrage beim bisher 
örtlich zuständigen Jugendamt 
schnellere Klärung im Interesse 
des betroffenen Kindes bringen 
könnte und auf welcher rechtli-
chen Grundlage durch das neu 
zuständige Jugendamt entspre-
chende Informationen eingeholt 
werden können.

Grundsätzlich gilt zunächst, dass 
Jugendämter immer dann unge-
hindert Informationen im Sinne 
personenbezogener Daten ein-
holen können, wenn gemäß § 65 
Abs. 1 Nr. 1 SGB VIII (Besonderer 
Vertrauensschutz in der persön-
lichen und erzieherischen Hilfe) 
eine Einwilligung (Schweigepfli-
chtentbindung) der Personen-
sorgeberechtigen vorliegt. 
Sind die Personensorgebere-
chtigten jedoch zeitnah nicht zu 
erreichen oder weigern sie sich, 
eine solche Einwilligung zu ge-
ben, entsteht eine (datenschutz-
rechtlich-)rechtlich neue Situa-
tion.

Gemäß § 62 Abs. 3 SGB VIII 

(Datenerhebung) wäre das Ju-
gendamt in einem solchen Fall 
berechtigt, auch ohne Mit-
wirkung bzw. Zustimmung der 
betroffenen Personen Sozialdat-
en zu erhaben, wenn:

eine gesetzliche Bestim-
mung dies vorschreibt oder 
erlaubt,
die Erhebung bei der betrof-
fenen Person nicht möglich 
ist, aber die Kenntnis der 
Daten erforderlich ist u. a. 
für die Erfüllung des Schut-
zauftrages bei Kindeswohlge-
fährdung nach § 8a SGB VIII,
die Erhebung bei der betrof-
fenen Person einen unver-
hältnismäßigen Aufwand er-
fordert,
die Erhebung bei der betrof-
fenen Person den Zugang zu 
Hilfe (und Schutz) ernsthaft 
gefährden würde.

Dem entgegen steht ggf. der 
Umstand, dass es zwar rechtlich 
möglich wäre auch ohne Zustim-
mung der Personensorgebere-
chtigten unter den Bedingungen 
des § 62 Abs. 3 SGB VIII Informa-
tionen zu erheben, aber für das 
angefragte Jugendamt eben nicht 
Informationen zu geben.
Um diesen Umstand rechtlich 
Rechnung tragen, könnte in die-
sem Fall jedoch eine Anfrage des 
örtlich zuständigen Jugendamtes 
dazu führen, dass das angefragte 
Jugendamt die ihm vorliegenden 
Informationen zur betreffenden 
Familie unter den Vorgaben des § 
8a Abs. 1 SGB VIII einer (ggf. erneu-
ten) Gefährdungseinschätzung 
unterzieht und bei festgestellter 
oder nicht auszuschließender 
Gefährdung für das Wohl eines 
Kindes oder Jugendlichen unter 
Maßgabe des § 8a Abs. 5 SGB VIII 

•

•

•

•

eigenverantwortlich, ggf. unter 
Beteiligung der Leitung,  Daten 
mitteilt, deren Kenntnis zur Wah-
rnehmung des Schutzauftrags bei 
Kindeswohlgefährdung nach § 8a 
SGB VIII für das anfragende Ju-
gendamt erforderlich sind.
In diesem Fall würde die Weiter-
gabe von erforderlichen Daten 
gemäß § 8a Abs. 5 SGB VIII zur 
Wahrnehmung des Schutza-
uftrags bei Kindeswohlgefährdung 
nicht durch das Tätigwerden des 
bisher zuständigen Jugendamtes 
„ausgelöst“, sondern durch die 
Anfrage des neu zuständigen Ju-
gendamtes.

1 wegen Umzug, wechselnden Aufenthaltes, 
unterschiedlicher Aufenthalt der Sorgebere-
chtigten bzw. Kind und dadurch unterschiedli-
cher Zuständigkeiten für Leistungsgewährung, 
Mitwirkung in familiengerichtlichen Verfahren 
oder Inobhutnahme 

2 vgl. DIJuF-Rechtsgutachten 28. Juni 2012 in 
Heft 07 - 08/ 2012 JAmt, S. 377 - 379

3 § 8a Abs. 5 SGB VIII „Werden einem örtli-
chen Träger gewichtige Anhaltspunkte für 
die Gefährdung des Wohls eines Kindes oder 
eines Jugendlichen bekannt, so sind dem für 
die Gewährung von Leistungen zuständigen 
örtlichen Träger die Daten mitzuteilen, deren 
Kenntnis zur Wahrnehmung des Schutzauf-
trags bei Kindeswohlgefährdung nach § 8a er-
forderlich ist. Die Mitteilung soll im Rahmen 
eines Gespräches zwischen den Fachkräften 
der beiden örtlichen Träger erfolgen, an dem 
die Personensorgeberechtigten sowie das 
Kind oder der Jugendliche beteiligt werden 
sollen, soweit hierdurch der wirksame Schutz 
des Kindes oder des Jugendlichen nicht in 
Frage gestellt wird.“
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